Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Ritz, Dr. von Bismarck, 
Carstens (Emstek), Seiters, Ey, Schröder (Lüneburg) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, 

Mursch (Soltau-Harburg) und Genossen 


betr. die Folgen der Sturmschäden vom 

13. November 1972 in der Forstwirtschaft 


Nach Angaben des Niedersächsischen Ministeriums für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten werden sich die Forstschäden 
allein im Land Niedersachsen auf 15 Millionen Festmeter be- 
laufen. Die Verordnung der Bundesregierung über die Beschrän- 
kung des ordentlichen Flolzeinschlages der Forstwirtschaft auf- 
grund des Forstchädenausgleichgesetzes ist zwar begrüßens- 
wert, dürfte allein aber nicht in der Lage sein, die Probleme zu 
lösen. Große Schwierigkeiten bereitet vor allem den Privat- 
waldbesitzern die mit hohen Kosten verbundene Aufarbeitung 
des Windbruch- und Windwurfholzes. 

Wenn es aber nicht gelingt, bis in den Frühsommer 1973 das 
gebrochene und geworfene Holz weitgehend aufzuarbeiten, 
werden Kalamitäten auch in den gesunden Beständen nicht zu 
vermeiden sein. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Was hat die Bundesregierung getan, um über die verab- 
schiedete Verordnung hinaus eine Importbeschränkung ge- 
mäß § 2 des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes für konkurrie- 
rende Hölzer zu erlangen? 

2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Holz- 
export zu fördern? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, für die Aufarbeitung des 
Windbruch- und Windwurfholzes Finanzhilfen zur Verfü- 
gung zu stellen, und wenn ja, in welcher Höhe? 

4. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, um Forstfachar- 
beiter aus den nicht sturmgeschädigten Gebieten der Bun- 
desrepublik Deutschland in die Sturmschadensgebiete zu 
vermitteln? 
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5. Ist die Bundesregierung bereit, Aufforstungsbeihilfen zur 
Wiederaufforstung in angemessener Höhe bereitzustellen? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um den 
geschädigten Land- und Forstwirten nach § 34 b EStG schnell 
und unbürokratisch, d. h. ohne besondere Erstellung von 
Gutachten zu helfen, und welche anderen steuerlichen Maß- 
nahmen gedenkt sie zu ergreifen? 

7. Welche Transporthilfen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
gewähren, um im Sinne des Forstschäden-Ausgleichgesetzes 
einen ausgeglichenen Holzmarkt zu sichern? 


Bonn, den 13. Dezember 1972 
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